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Wie der Bundesrat vor einigen Tagen bekanntgab, steigen die Krankenkassenprämien auch 
im 2018 wieder um durchschnittlich 4%. In den beiden Basel liegt der Anstieg wiederum über 
dem Durchschnitt (Basel-Land: + 4.9%, Basel-Stadt: + 4.3%). Mit Fr. 591.80 
(Standardprämie) bleibt der Kanton Basel-Stadt bei der Prämienhöhe auch im 2018 
nationaler Spitzenreiter. 

Grund dafür ist sicherlich auch, dass immer mehr Menschen mit ihrem gesundheitlichen 
Problem direkt eine Notfallstation ansteuern, statt einen Termin beim Hausarzt zu 
vereinbaren oder andere alternative Versicherungsmodelle für die Erstuntersuchung in 
Anspruch zu nehmen. Gemäss einer Studie von Santésuisse haben ambulante Notfälle in 
Spitälern zwischen 2007 und 2014 um 42 Prozent zugenommen.  

Es ist ein Fakt, dass Menschen, welche sich direkt auf der Notfallabteilung behandeln 
lassen, höhere Gesundheitskosten verursachen. Seit 2006 hat so das Universitätsspital 
Basel (USB) (gemäss Zahlen aus dem 2016) eine über 30%ige Zunahme zu verzeichnen. Je 
nach Behandlung fallen dadurch fünf Mal höhere Kosten als beim Hausarzt an.  

Da in der Region Basel ohnehin eine Überversorgung im Spitalbereich besteht und die 
Prämien insbesondere für Familien und den Mittelstand in Basel-Stadt kaum mehr bezahlbar 
sind, sind aus Sicht des Interpellanten sämtliche Massnahmen zu ergreifen, um die 
permanent steigenden Kosten im Gesundheitswesen sinnvoll zu dämpfen.  

Der Interpellant bittet den Regierungsrat daher um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Wie viele Patienten wurden im 2016 auf der Notfallstation des Universitätsspitals Basel 
behandelt und wie haben sich die Zahlen seit 2006 (bitte einzeln aufführen) verändert? 

2. Welche Anmeldungen auf der Notfallstation waren im 2016, 2015, 2014, 2013, 2012 
(bitte einzeln aufführen) aus Sicht des USB völlig unnötig? 

3. Wie viele Anmeldungen wären auch sonst wo, theoretisch, (meist ambulant) abgeklärt 
und behandelbar gewesen (bitte wiederum 2016-2012 einzeln aufführen)? 

4. Wie viele Patientinnen und Patienten, welche im Kanton Basel-Stadt wohnen, wurden 
auf der Notfallstation behandelt (bitte wiederum 2016-2012 einzeln aufführen)? 

5. Wie viele waren davon Schweizer Staatsangehörige? 

6. Wie viele waren davon ausländische Staatsangehörige? 

7. Wie viele Patientinnen und Patienten stammen (bitte wiederum 2016-2012 einzeln 
aufführen) aus dem Kanton Basel-Landschaft? 

8. Wie viele Patientinnen und Patienten aus dem Kanton Solothurn? 

9. Wie viele Patientinnen und Patienten aus dem Kanton Aargau? 

10. Wie viele Patientinnen und Patienten aus Deutschland und Frankreich? 

11. Welche Massnahmen will der Regierungsrat ergreifen, um die kostenintensiven 
Behandlungen auf der Notfallstation zu reduzieren? 

12. Will sich der Regierungsrat, angesichts der hohen Prämienkosten für die 
baselstädtischen Einwohner/innen, auf Bundesebene dafür einsetzen, dass die von 
Nationalrat Thomas Weibel (glp) eingereichte und vom Bundesrat abgelehnte Motion 
„Bagatellen gehören nicht in den Spitalnotfall“ eine Mehrheit in den eidgenössischen 
Räten findet? 

13. Erkennt der Regierungsrat einen Interessenskonflikt zwischen seiner Rolle als Eigner 
des Spitals und dem damit verbundenen Wunsch nach einer möglichst hohen 
Auslastung aller Abteilungen am USB und dem gleichzeitigen Wunsch der Bevölkerung 
nach möglichst tiefen Krankenkassenprämien? Falls ja, was unternimmt er dagegen? 
Falls nein, weshalb nicht? 
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14. Erachtet es der Regierungsrat angesichts der steigenden Gesundheitskosten und der 
auch von Konsumentenschutzorganisationen monierten Überversorgung für 
angebracht, dass das TOP-Projekt im Rahmen der zu bildenden Spitalgruppe BS/BL 
auf dem Bruderholz realisiert werden soll? 
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